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Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
liebe grüne Freunde
und Freundinnen,

angesichts populistischer Forderun-
gen  nach  Sanktionen  für  „Integra-
tionsverweigerer“  oder  jetzt  be-
schlossener  höherer  Hürden  für
Einbürgerungswillige ist für mich ei-
nes klar: Unsere Gesellschaft muss
mehr dafür tun,  die Menschen, die
hier gemeinsam mit uns leben, stär-
ker einzubeziehen.

Dass  auch  in  Duisburg  in  dieser
Hinsicht vieles versäumt worden ist,
machen  die  Beiträge  zu  unserem
diesmaligen Schwerpunktthema  In-
tegration  in  Duisburg mehr  als
deutlich. Derzeit geht es darum, die
Stadt organisatorisch so aufzustel-
len,  dass  die  Beseitigung  der  mit
den  Integrationskonferenzen  noch
einmal offenbar werdenden Defizite
endlich  angegangen  werden  kann.
Dies  ist  längst  überfällig!  Und ich
denke,  dass wir dabei mit der CDU
in  Duisburg auf  einem guten  Weg
sind.

Dieter Kantel, Fraktionsvorsitzender
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Duisburg ist  die  Mi-
grationshauptstadt
in NRW. Schon heute
leben  hier  mehr  als
20%  Menschen  mit
Migrationshintergrund,
ein  Drittel  aller  in

Duisburg geborenen Kinder und Ju-
gendlichen haben einen Migrations-
hintergrund.  Grundsätzlich müssen
wir uns darauf einstellen, dass auf-
grund des  demographischen  Wan-
dels  die  Anteile  von  Migrantinnen
und  Migranten  an  der  Gesamtbe-
völkerung weiter wachsen werden.
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Diese Fakten belegen,    dass    jenseits
aller  normativen  Debatten  die
Multikulturalität  und  -ethnizität  in
Duisburg  eine  Tatsache  ist.  Eine
Integrationspolitik,  die  die  Migra-
tion  und  die  MigrantInnen  als
Problem  begreift  und  die  Integra-
tion als eine Leistung versteht, die

nur  seitens  der  MigrantInnen  zu
erbringen  ist,  ist  für  die  Zukunft
unserer Stadt fatal.

Voraussetzungen  für  das  Gelingen
eines friedlichen Miteinanders bzw.
Nebeneinanders  ist  ein  gemein-
samer  positiver  Bezug  auf  unsere
demokratische  Stadtgesellschaft.
Integration  ist  dabei  ein  Prozess,
der  die  ganze Gesellschaft  fordert.
Nichts ist falscher, als einseitig über
die  Integrationswilligkeit  oder
-unwilligkeit  der  MigrantInnen  zu
reden,  ohne  zugleich  die  Integra-
tionsfähigkeit  der  Mehrheitsgesell-
schaft einzufordern. 
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Es wird immer wieder darauf hinge-
wiesen,  dass  heute  mehr  Kinder
ohne Deutschkenntnisse in die Bil-
dungseinrichtungen  kommen  und
mehr  Frauen  wieder  Kopftücher
tragen etc. Im öffentlichen Bewusst-
sein  sind  allein  die  MigrantInnen
wegen  mangelnder  Integrationsbe-
reitschaft  bzw.  wegen  ihrer  Kultur
verantwortlich für das Scheitern der
Integration. Und neuerlich dient als
beste  Beweisführung  der  Verweis
auf  Necla  Kelek,  die  mit  ihren
populistischen  Äußerungen  alle



kulturalistischen Vorurteile bedient.
Die MigrantInnen scheinen bei die-
ser Argumentationslogik Gefangene
ihrer  „Kultur“  zu  sein.  Sie können
sich  gar  nicht integrieren,  weil  sie
eine  ganz  „andere  Kultur“  haben.
Die  Herkunftskultur  scheint  wie
eine  zweite  Haut  an  den
MigrantInnen zu kleben.
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Gerade die Erfahrung vieler Migran-
tInnen,  dass  alle  Anstrengungen,
nicht  gegen  Stigmatisierung  und
Benachteiligung  helfen,  ist  die
wesentliche Grundlage für die Rück-
besinnung  auf  die  eigene  Ethnie,
auf  Bräuche  der  Herkunftsländer
und für eine Ablehnung von allem,
was  sie  als  „deutsch“  in  ihrem
Alltag in den Stadtteilen erleben. Es
wird immer wieder betont,  das die
deutsche  Sprache  ein  Tor  zur
besseren Integration  sei.  Doch  vor
diesem Tor  gibt  es  noch  ein  Tor:
Erst  das  Gefühl  des  „Ausländers“,
als Mensch akzeptiert zu sein, führt
nachhaltig zur Identifikation mit der
„neuen Heimat“ und zur Motivation
an  der  Gestaltung  einer  demokra-
tischen Stadtgesellschaft.

Einen  rechtlichen  Rahmen  könnte

das  von  der  EU  geforderte  Anti-
diskriminierungsgesetz    bieten,  wo-
durch  die   Betroffenen  zivilrecht-
lichen  Schutz  im Arbeitsleben,  auf
dem  Wohnungsmarkt  oder  im
privaten  Rechtsverkehr  hätten und
vor  willkürlicher  Benachteiligung
aufgrund anderen Aussehens, Glau-
bens und ethnischer Zugehörigkeit
geschützt  wären.  Deutschland  ist
mit  der  Umsetzung  dieser  EU-
Richtlinie  säumig.  Offensichtlich
fällt es schwer zu akzeptieren, dass
in  unserer  Gesellschaft  Menschen
diskriminiert  und  an  den  Rand
gedrängt  werden.  Es  ist  dringend
nötig,  dass  wir  die  Informations-
netzwerke  stärken,  die  flächen-
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deckend Fälle von Ausgrenzung und
Diskriminierung dokumentieren und
veröffentlichen.  Insbesondere  ist
eine  evaluierte  Anti-Diskriminie-
rungs-Strategie  an  Schulen  und in
weiteren  Bildungs-  und  Freizeit-
einrichtungen aufzulegen, damit die
nachwachsenden  MigrantInnen-
generationen  nicht  die  ewigen
„Ausländer“ bleiben.

3
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Letztendlich  kann  eine Kultur  des
Dialogs  auf  Augenhöhe  nur  gelin-
gen, wenn alle gesellschaftlich rele-
vanten Gruppen sich für  eine breite
gleichberechtigte Teilhabe und Mit-
wirkung  von  Migrantinnen  und
Migranten im Integrationsprozess in
der  Stadtgesellschaft,  sowie  die
Förderung  ihrer  spezifischen  Kom-
petenzen  und  Wertschätzung  des
migrationsspezifischen Hintergrunds

einsetzen.

Diskriminierung  und  Ausländer-
feindlichkeit  sind  die  Grundübel
einer  demokratischen  Stadtgesell-
schaft  und  wir  Duisburger  können
es uns nicht leisten, dass ein Drittel
unserer  Bürgerschaft  in  einer
Atmosphäre  der  gesellschaftlichen
Ausgrenzung  lebt,  arbeitet  und
aufwächst.

��� � ��)������� � �/�� � 1��� � �
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Leyla Özmal

Leyla  Özmal  ist  Mitglied  des  Vor-
stands  des  Kreisverbandes  von
Bündnis 90/Die Grünen in Duisburg.
Für  die  Fraktion  sitzt  sie  als  stell-
vertretende Sachkundige Einwohne-
rin im Jugendhilfeausschuss und im
Ausschuss für  Wirtschaft,  Stadtent-
wicklung und Verkehr.
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Wenn  über  Bil-
dungschancen  von
Kindern  mit  Migra-
tionshintergrund
diskutiert  wird, do-
miniert  der  Defizit-
ansatz.    Die  Kinder
erscheinen  als
sprachlose  Wesen,

die sich weder in der einen noch in
der  anderen  Sprache  ausdrücken
können.  Die  Defizite  in  der  deut-
schen Sprache, die – seit PISA be-
kannt – auch die deutschstämmigen
Kinder betrifft, sind erkannt und ich
begrüße die vielfältigen Ansätze zur
Förderung der deutschen Sprache.

Wenn man weiter über die Chancen
der  Migrantenkinder auf  ihrem Bil-
dungsweg nachdenkt,  kommt  man
nicht  umhin  sich  auch  Gedanken
über die Stärken der Kinder aus Mi-
grationsfamilien zu machen.

������������������'��.�/���

Zu den Stärken der Migrantenkinder
gehört ihre  „natürliche“ Mehrspra-

chigkeit,  ein Aspekt,  der  im Alltag
der Schule kaum eine konsequente
Beachtung  findet.  Die  mutter-
sprachlichen Kompetenzen als Mit-
tel  zum  Erlernen  der  deutschen
Sprache einzusetzen wäre ein wich-
tiger Schritt nach vorn.

Fakt  ist,  dass  in  den  Familien  die
Muttersprachen  gesprochen  wer-
den,  was  auch  ihr  gutes  (Men-
schen)-recht ist. Die  Realität  unse-
rer  multiethnischen und -lingualen
Stadtgesellschaft  muss sich in den
Bildungskonzepten der Schulen und
anderer  Bildungseinrichtungen  wi-
derspiegeln.  Für  einen Erfolg müs-
sen wir das „ganze Kind“ mit allen
vorhandenen Kompetenzen fördern.
Diese  Kompetenz  auszublenden,
kann zu Misserfolgen und Frustrati-
on in Schule  und Gesellschaft  füh-
ren.

����0��
�'��������96����
������
 1�������������4'�����������
��

Eine  Möglichkeit  das „ganze Kind“
in der Grundschule zu fördern, wäre
die  zweisprachige  Alphabetisie-
rung. Auf diese Weise wäre eine in-
dividualisierte Förderung möglich.

Die Förderung dieser Kinder in ihrer
Mehrsprachigkeit  schafft  nicht  nur
eine  Verbesserung  der  Deutsch-
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kenntnisse,  sondern  bereitet  die
Basis für Mitbestimmung, Integrati-
on und Chancengleichheit auf ihrem
Bildungsweg.

Unsere Schulen müssen in die Lage
versetzt  werden,  sowohl  auf  die
Stärken als auch die Schwächen der
Kinder  gleichermaßen eingehen  zu
können.
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Die Angebote in Duisburg zum The-
ma  Mehrsprachigkeit  sind  bereits
recht  vielfältig;  jedoch  findet  der
muttersprachliche  Unterricht  nicht
in  der  regulären  Unterrichtszeit
statt  und  oft  kann  der  Unterricht
aufgrund fehlender  Lehrkräfte  und

organisatorischer  Mängel  nicht  re-
gelmäßig  statt  finden.  Die  Eltern
müssen ihre Kinder teilweise von ei-
nem Stadtteil in den anderen Stadt-
teil  transportieren,  weil  der  Unter-
richt nur an bestimmten Schulen or-
ganisiert wird.

Wir  sind eine  weltoffene Stadt  und
die Mehrsprachigkeit Ihrer BürgerIn-
nen ist die beste Grundlage dafür. Al-
lerdings müssen wir selbstbewusster
und konsequenter an der Entfaltung
dieser Grundlage arbeiten.

Süleyman Aydin

Süleyman Aydin ist  Bezirksvertreter
in  der  BV  Homberg/Ruhrort/Baerl
und  Sachkundiger  Einwohner  im
Ausschuss für  Wirtschaft,  Stadtent-
wicklung und Verkehr.
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Als  Integrationsar-
beit  leistende  Ein-
richtungen  ist  die
Zusammenführung
des Integrationsbü-
ros,  der  RAA  und
des Internationalen
Zentrums  (IZ)  und
die  Verschmelzung

zu  einer  Neuen  Organisationsein-
heit teilweise realisiert worden. Eine
koordinierte  Aufgabenbewältigung
dieser  Einrichtungen  ist  integrati-
onspolitisch  unabdingbar.  Durch-
dachte  und  konzipierte  Integrati-
onsarbeit  kann und darf  nicht  von
Zufällen und subjektiven Wahrneh-
mungen  und  Vorlieben  einzelner
MitarbeiterInnen abhängig sein. Die
Integrationspolitische  Anforderung
an die Integrationsarbeit leistenden
Einrichtungen  der  Stadt  leitet  sich
aus den gesellschaftlichen Erforder-
nissen  sowie  dem  gesellschaftli-
chen  Stimmungsbild  ab.  Dazu  be-
darf  es  einer  ständigen  Evaluation
des  Aufgabenfeldes  im  Team  aus
verschiedenen Blickwinkeln.

In  einer  Zeit,  in  der  das  gesamte
Land mit  erheblichen  Integrations-

defiziten konfrontiert ist, – eine Tat-
sache,  die  in  einer  Kommune  da-
durch bestärkt wird, dass Jahrzehn-
te lang nichts gemacht wurde – ist
die  Beibehaltung  des  Status  Quo
für uns Grüne nicht zu verantworten
gewesen. Allein die Zusammenfüh-
rung einzelner kommunaler Einrich-
tungen ohne konzeptionellen Inhalt
wird der Zukunftsaufgabe Integrati-
on nicht gerecht. Auch das ledigli-
che Ausrufen eines Integrationsbe-
auftragten,1 der einmal  in  der  Wo-
che mit  dem OB die  Dezernenten-
Runde  absitzt,  dem aber  keinerlei
Macht-Kompetenzen  zugebilligt
werden sollen, stellt integrationspo-
litisch nichts wegweisendes dar.
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Wer glaubt, dass die obigen Zeilen
das Ende der Fahnenstange des in-
tegrationspolitischen Szenarios der
Grün-Schwarzen Kooperations-Part-
ner ist, täuscht sich.

Wir wollen einen Integrationsbeauf-
tragten  ausrufen,  der  die  Aufgabe
übernehmen soll, das Querschnitts-

1Der Einfachheit  und  Verständlichkeit  halber
habe  ich im folgenden darauf  verzichtet  da-
rauf hinzuweisen, dass es genau so gut eine
Integrationsbeauftragte sein könnte, was bei
mir persönlich mit viel Sympathie verbunden
wäre.
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thema  Integration  quer  durch  die
Verwaltung wahrzunehmen.

Als jemand, der sein bisheriges Er-
wachsenen-Leben  damit  verbracht
hat, nach Integrationskonzepten zu
suchen, habe ich mit meiner Frakti-
on einige  Überlegungen  angestellt,
die  in  einem  Integrationskonzept
für Duisburg münden sollen:

Zu aller erst ehrt mich als Integrati-
onspolitiker  sehr,  dass das  Thema
Integration  in  unserer  Stadt  Duis-
burg  nun an  oberster  Stelle ange-
gangen  wird.  Eine  Maßnahme, die
ich sehr begrüße; auch wenn sie um
mindestens  anderthalb  Jahrzehnte

zu spät eingesehen wurde.

Die  Komplexität  des  Themas  Inte-
gration dürfte einem jeden interes-
sierten Bürger  unserer Gesellschaft
bekannt sein. Daher möchte ich hier
keine  integrationspolitische Grund-
satzdebatte eröffnen. Ich möchte je-
doch mitteilen,  wie unsere Vorstel-
lungen,  die  Vorstellungen  von
Bündnis90/Die  Grünen,  zu  diesem
Thema aussehen: 

%�����
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Unsere  Kernthesen  zur  Integration
lassen sich, im Grunde genommen,
auf  die  allseits  bekannte  Formell
GEBEN  UND  NEHMEN  zusammen-
kürzen. Die Menschen, die den Weg
zu  uns  gefunden  Haben,  kommen
zu uns, weil sie von uns etwas ha-
ben wollen. Wenn wir gewillt  sind,
diesen etwas zu geben, werden Sie
es nehmen und dafür sehr dankbar
sein. Aus dieser Dankbarkeit resul-
tiert  in  der  Regel  die  Bereitschaft
von sich aus etwas zu geben, was
wir dann  entgegennehmen  können
und  dafür  ebenfalls  dankbar  sein
und einen  immerwährenden  Kreis-
lauf damit schließen werden. 

Eine relativ einfache, wenn nicht so-
gar  ziemlich  naive  Vorstellung,  ei-
nem hochkomplexen Prozess zu be-
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gegnen,  werden sich einige  sicher-
lich denken. Auch wenn das so aus-
sieht,  ganz so  einfach  machen  wir
es  uns auch  nicht.  Denn,  die Crux
an der ganzen Sache liegt in der or-
ganisatorischen Realisation unserer
obigen  Integrationsformel.  Und da
haben wir einige Vorstellungen, die
den  aktuellen  diametral  entgegen-
stehen:

Da  wäre  zuerst die  Sache mit  der
Querschnittsaufgabe.  Sicherlich  ist
Integration eine Querschnittsaufga-
be. Aber eine jede Querschnittsauf-
gabe  muss  von  einem  Menschen
wahrgenommen  werden,  der  dafür
auch verantwortlich ist. Ein Integra-
tionsbeauftragter  ist  natürlich  ein
Mensch, der die Verantwortung da-
für  übernehmen  könnte.  Aber  wer
oder was noch? Spätestens bei der
Ausrufung  des  Integrationsbeauf-
tragten  stellt  sich  die  Frage  des
WIE, wie der Integrationsbeauftrag-
te jene integrationspolitischen Defi-

zite,  die  er in unserer  Gesellschaft
ausgemacht hat beheben könnte.

Es  ist  ein  Akt  der  Unmöglichkeit,
dass wenn beispielsweise der Inte-
grationsbeauftragte  im  Jugendbe-
reich ein Defizit ausgemacht hat, er
auf  das  Jugendamt einwirkt,  jenes
Defizit  zu beheben.  Gehen  wir mal
davon aus, dass das Jugendamt die
entsprechenden  Kapazitäten  dafür
hätte, das ausfindig gemachte Defi-
zit  zu beheben, dann stellt sich im-
mer noch die Frage des WIE.  Näm-
lich: Wie die qualitativ angemesse-
ne Behebung des Defizits aussehen
könnte.  Arbeiten  im  Jugendamt
oder  anderswo wirklich Menschen,
die  irgendein  integratives  Defizit
aus dem Effeff angehen könnten? In
diesem Zusammenhang möchte ich
nur an die Spracherziehung im Ele-
mentarbereich erinnern. Es hat uns
viel Zeit und noch mehr Geld gekos-
tet,  um  festzustellen,  dass  dieses
Problem  existiert.  Und  noch  viel
mehr Zeit  und noch viel mehr Geld
werden wir dafür brauchen,  dieses
Defizit  gesellschaftlich  in  den
„Griff“ zu bekommen. 

Da das Thema Integration eine Viel-
Komponenten-Konstante  mit  meh-
reren  unbekannten  Variablen  ist,
sind wir derzeit  außer Stande,  ein-
zuschätzen  welcher  verwaltungs-



technische  Aufwand  auf  uns  zu-
kommt. Dass der Aufwand groß sein
wird,  das  zeigt  das  Beispiel  der
Spracherziehung  im  Elementarbe-
reich. Wir werden aber nicht immer
in  der  glücklichen  Situation  sein,
unsere  integrativen  Defizite  aus
Landes-,  Bundes- oder  gar  EU-Mit-
teln zu bezuschussen.
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Meine  bisherigen  Erfahrungen  mit
unserer, aber auch generell mit an-
deren Verwaltungen zum Thema In-
tegration  haben  mir  verdeutlicht,
dass  es  unabdingbar  ist,  eine  in
sich  schlüssige  Organisationsein-
heit  aus mehreren sachverwandten
Verwaltungseinheiten zu bilden, um
zielführend arbeiten zu können. Mit
einem  angemessenen  Organisati-
onsstab bekommt auch die Idee des
Integrationsbeauftragten  einen  be-
deutenden  Wertzuwachs.  Ein  Inte-

grationsbeauftragter,  der an obers-
ter  Stelle  der  Verwaltung angesie-
delt  ist,  würde  mit  seinem  Know-
how die entsprechende Sensibilisie-
rung  realisieren  können,  während
sein  Organisationsstab (am besten
ein  ihm direkt  zugewiesenes  Amt)
die  erforderlichen Aktivitäten  abar-
beiten kann.

Mit diesen Vorstellungen haben wir
Grüne uns ein Konzept ausgedacht,
dass der Mammutaufgabe Integrati-
on für die nächsten 20 Jahre Rech-
nung tragen soll. 
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Seit eh und je ist die Ausländerbe-
hörde die erste Anlaufstelle für alle
Menschen, die zu uns kommen und
evtl. auch  bleiben möchten. Daran
wird  sich  auch  in  absehbarer  Zeit
vermutlich nicht viel ändern. Dieser,
aufgrund  ihres  juristisch  fixierten
Aufgabenbereichs  dem  Ordnungs-
amt zugewiesenen Behörde kommt
integrationspolitisch  eine  wichtige
Aufgabe zu.  Die Erteilung von Auf-
enthaltstiteln, von Arbeitserlaubnis-
sen (in Kooperation mit der Arbeits-
agentur) aber auch die Rückführung
von Menschen in ihre ursprüngliche
Heimat sind zentrale Eckpfeiler von
Integrationsprozessen. 

Ratsfrakt ion Duisburg
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Aufgrund der  Zuweisung zum Ord-
nungsamt  jedoch  und  der  daraus
resultierenden ordnungspolitischen
Ausrichtung, hat man es jahrzehnte-
lang versäumt, die dort beschäftig-
ten MitarbeiterInnen auf die Einge-
wanderten vorzubereiten.  Die Jahr-
zehntelange offizielle Verschließung
vor der Tatsache, dass Deutschland
ein Einwanderungsland ist, hat hier-
zu  das  seinige  sicherlich beigetra-
gen. Die  Herausbildung eines inte-
grativen Charakters in dieser Behör-
de ist  somit  sukzessive  verhindert
und damit die Chance einer affirma-
tiven Integrationspolitik bisher wis-
sentlich  vertan  worden.  Dies  hat
dazu geführt, dass die Ausländerbe-
hörde von ihren Hauptklienten  als
Ausländerpolizei  wahrgenommen
wurde.  Diese gegenseitig  negative
Wahrnehmung stellt heute noch ein
Integrationshemmnis dar. 

Die  Korrektur  dieses  Integrations-
hemmnisses ist  für  uns  Grüne die
Zuweisung  der  Ausländerbehörde
zu  einer  Organisationseinheit,  die
nicht  in  erster  Linie  ordnungspoli-
tisch ausgerichtet ist, sondern inte-
grationspolitisch. Der soziologische
Blick auf die neu aufzunehmenden
Einwanderer erleichtert den Zugang
zu den Einwanderern und trägt dazu
bei,  diesen  das  Gefühl  zu  vermit-
teln, bei Freunden angekommen zu

sein. Dies heißt aber nicht, dass das
Regelwerk des Aufenthaltsgesetzes
völlig außer  Acht gelassen werden
muss. Im Gegenteil. Es ist ungemein
leichter, einem Eingewanderten sei-
ne mit seiner Einreise Entstandenen
Verpflichtungen gegenüber der auf-
nehmenden  Gesellschaft  zu  erklä-
ren, wenn im gleichen Atemzug ver-
deutlicht  wird,  welchen  Nutzen  er
aus seinen Verpflichtungen für sich
und für uns ableiten könnte.

4
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In  Duisburg  läuft  bereits  in  der
zweiten Legislaturperiode dass Mo-
dell Beirat für Zuwanderung und In-
tegration. Ein Modell, welches sich
von allen bisherigen Modellen auch
dadurch abhebt, dass es von einer
Zielvereinbarung zwischen dem Rat
der  Stadt und dem Beirat flankiert
wird.  Dennoch bleibt  die Tatsache,
dass ein Beirat kein Fachausschuss
des  Stadtrates  ist.  Eine  wichtige
Kleinigkeit,  die  bei  der Duisburger
Bevölkerung  mit  Migrationshinter-
grund eine große Wertigkeit besitzt.
Die  fortwährend  abnehmende  Be-
teiligung an  den  Beiratswahlen ist
auch ein Beleg dafür, dass sich im-
mer  mehr  Menschen  von  diesem
Beirat  nicht  adäquat  repräsentiert
fühlen. Allein diese Tatsache, dass
die den Beirat wählenden Duisbur-
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gerInnen  dass  Gefühl  haben,  poli-
tisch einen  „Zahnlosen  Tiger„  vor-
gesetzt bekommen zu haben, dürfte
Grund genug sein, den nur beraten-
den Beirat für Zuwanderung und In-
tegration in einen Ausschuss umzu-
wandeln.  Der  strukturelle  Aufbau
des Jugendhilfeausschusses könnte
dabei ein gutes Vorbild sein. 

Dies ist das letzte Versprechen, wel-
ches  wir  in  diesem  Politik-Bereich
den Grünen-WählerInnen vor der letz-

ten Kommunalwahl  gemacht haben.
Die Realisierung dieses Versprechens
steht nach der Auswertung der Inte-
grationskonferenz  auf  der  Agenda
der Fraktion.

Sait Kele�

Ratsherr Sait Kele�� ist migrationspo-
litischer  Sprecher  der grünen Rats-
fraktion und u.a. Mitglied des Beira-
tes für  Zuwanderung und Integrati-
on.
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Sind die  Grünen  die
„Besseren“  und  die
„guten“ Freunde der
MigrantInnen?  Oder
ist  es so, weil es so
sein  muss,  weil  es
schon immer so war?

Angesichts  der  aktuellen  öffentli-
chen Debatten um das Lieblingsthe-
ma  vieler  Deutscher  sah  ich  mich
gezwungen,  auch mal ein paar Zei-
len zu schreiben. 

Denn die meisten assoziieren ja lei-
der  mit  dem  Thema  „Migran-
tInnen/Migration“  entweder  Kopf-
tuch als Zeichen der Unterdrückung
der Frau, kleine kriminelle ausländi-
sche Jugendliche, die  ihre  LehrerIn
mit  Messer  bedrohen,  Ehemänner,
die ihre Frauen schlagen oder Brü-
der,  die  für  die  Ehre  der  Familien
ihre Schwestern umbringen. Als Lö-
sung der Probleme bieten die „deut-
schen“  Regierungsparteien  „eine

neue deutsche Leitkultur“  mit  ent-
sprechendem  100-Fragen-Katalog
für  jeden,  der  den  gelobten  deut-
schen  Pass  und damit  dauerhafte
Aufenthaltberechtigung  erwerben
kann,  an.  Hier  leiden  anscheinend
einige der deutschen PolitikerInnen
unter  dem  „Günther  Jauch-
Komplex“ (Wer wird deutsch?).  Ak-
tuell haben ja die Innenminister ge-
meinsam in den bayerischen Bergen
so genannte Orientierungskurse für
die  MigrantInnen  mit  anschließen-
den Prüfung vereinbart. Ziel ist u.a.
die  MigrantInnen  später  als  die
„besseren Deutschen“ zu erwerben.
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Während die  Welt  und  die  Gesell-
schaft sich in den Migrationsfragen
weiterentwickelt,  diskutieren  wir
noch über die zukünftige Form der
Migrationsarbeit vor Ort. Seit schon
fast über eineinhalb Jahren diskutie-
ren wir als mitre(a-)gierende Partei
immer noch darüber, welche Struk-
turen wir innerhalb der Kommunal-
verwaltung  aufbauen  müssen,  um
die Migrationspolitik der Stadt Duis-
burg effektiver gestalten zu können.
Mal wird vom Amt für Migration und
Integration  gesprochen,  mal  von
Stabsstelle  für  Migration und Inte-
gration und mal von einem Büro für
Migrationsfragen.  Da stelle  ich mir



die  Frage,  mit  welcher Ernsthaftig-
keit hier welche Entscheidungen ge-
troffen werden? Vor allem mit wel-
cher Zustimmung der Basis bzw. Ko-
operationspartner? Ist es nicht eher
wieder  ein  Schnellschuss,  um das
Gefühl zu  haben, wieder  eine gute
Tat für „die Migranten“ getan zu ha-
ben?  Denn,  sie  wissen  ja  immer,
was für MigrantInnen gut  und was
schlecht ist.

Nichtsdestotrotz  braucht  diese
Stadt  ein  grundlegendes  Integrati-
onskonzept dringender als je zuvor.
Neben  den  Ergebnissen  aus  dem
Prozess  der  Integrationskonferenz
müssen wir uns als Bündnis 90/Die
Grünen Gedanken darüber machen,
welchen zukunftsträchtigen Beitrag
wir hierzu leisten können. Und dar-
um ist es auch an der Zeit, zukunfts-
orientierte „grüne Eckpunkte für ein
Migrationskonzept Duisburg“ zu er-
stellen und diese zur Diskussion zu
stellen.
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In  Duisburg  leben  über  100.000
Menschen  mit  Migrationshinter-
grund. Sie sind in der hiesigen Ge-
sellschaft,  arbeits-,  sozial-,  kultur-,
gesundheits-  und  wirtschaftspoli-
tisch weiterhin benachteiligt. So ist

zum  Beispiel  die  Arbeitslosigkeit
unter  den  MigrantInnen  fast  dop-
pelt  so  hoch  wie  unter  den  Deut-
schen.  Hier  besteht  dringender
kommunaler  Handlungsbedarf,  um
auch diesen Menschen eine sichere
Perspektive  zu  bieten.  Unser  ge-
meinsames (aller Grünen) Ziel muss
sich an der Schaffung von kommu-
nal-politischen  Rahmenbedingun-
gen für eine Gesellschaft  ohne for-
male  und strukturelle  Benachteili-
gung,  Rassismus  und  Diskriminie-
rung  sowie  gleichberechtigter  Teil-
habe der Menschen mit Migrations-
hintergrund vor Ort orientieren.

Wenn  ich  nicht  farbenblind  bin,
weiß ich sofort, was „grün“ und was
„schwarz“ ist, aber in der Politik ge-
lingt  mir das nicht immer. Bei  den
Duisburger Grünen haben über 20%
der  Parteimitglieder  Migrationshin-
tergrund. Sie sind in allen Gremien
der  Partei  und  Fraktion  entspre-
chend  ihres  prozentualen  Anteils
vertreten.  Allerdings  zumeist  als
StellvertreterInnen  oder  als  Sach-
kundige EinwohnerInnen. Sie haben
einen „eigenen“  Hauptarbeitskreis,
in dem sie sich über Migrationspoli-
tik  Gedanken  machen  und  Ideen
entwickeln können (es wird ein ei-
genes Süppchen gekocht, das dann
keiner essen will). Auch in den an-
deren  Arbeitskreisen  sind sie  dan-
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kenswert  „sehr  gut“  als  „Stellver-
treterInnen“  vertreten.  Ebenfalls in
vier der sieben Bezirke sind Migran-
tInnen  als  BezirksvertreterInnen
vertreten. Als Bonus haben sie noch
einen  Vertreter  im  Rat  der  Stadt
Duisburg (so wie die CDU, FDP und
Die Linken es auch haben). Die SPD,
mit den meisten Mitgliedern mit Mi-
grantionshintergrund,  gönnte  bis
heute keinem der „Migranten“ eine
gleichberechtigte Rolle in der Frakti-
on und Parteispitze.

Es gibt allerdings einige  Probleme,
die  den MigrantInnen bei  den Grü-
nen die  Mitgestaltung der Kommu-
nalpolitik erschweren. Neben vielen
„sprachlosen MigrantInnen“ leisten
wenige grüne MigrantInnen „aktiv“
Kommunalpolitik.  Es ist  sowohl in-

nerhalb  der  fraktionsinternen  Sit-
zungen als auch in den Ausschuss-
sitzungen  wenig  von  den  grünen
MigrantInnen zu hören, auch wenn
sie vollständig zu sehen sind. 

Machen  wir  uns  dabei  selbst  zum
Ausländer? Oder  werden wir durch
die  bewussten  Rollenverteilungen
zum „Ausländer“ gemacht? Sind wir
immer noch unmündig?

Wir  können  alle  nicht  behaupten,
wir hätten politisch sehr viel für Mi-
grantInnen getan. Oder sehr viel für
die „grünen“ Ideen vor Ort erreicht.

,��)����'�����������?��)��7

Heute, nach fast zehn Jahren grüner
Mitgliedschaft, habe ich selber Pro-

Ratsfrakt ion Duisburg
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bleme,  effektive Ergebnisse meiner
politischen  Arbeit  zu  definieren.
Überhaupt fehlen mir aber auch an-
dere migrationspolitische Ergebnis-
se  der anderen Grünen(-MigrantIn-
nen).

Ich denke,  es ist  an der Zeit,  dass
jeder von uns grünen MigrantInnen
sich  darüber  Gedanken  machen
muss, was wir einzeln und gemein-
sam erreichen  wollen  und wie  wir
das als „Grüne“ in die Tat umsetzen
können.  Ob wir  uns  weiterhin  als
„Ausländer“ definieren (lassen) wol-
len oder gleichberechtigt für die ge-
meinsamen grünen Ziele  einsetzen
wollen.  Wir  brauchen  keine  Dog-
men, keine leeren Floskeln und kei-

ne  scheinheilige  Migrationspolitik,
sondern  eine  ehrliche,  offene,  in-
haltliche  Diskussion  sowohl  unter
den MigrantInnen als auch unter al-
len  grünen  Mitgliedern  der  Partei
und Fraktion.  Vielleicht ist es auch
an  der  Zeit,  Migrationspolitik  der
Grünen  nicht als MigrantInnenpoli-
tik zu verstehen („Abschaffung des
Arbeitskreises Migration“), sondern
als Querschnittsthema aller Grünen
in  allen  Arbeitskreisen  zu  definie-
ren!! Ich bin nicht mehr bereit, in ei-
nem Sonderarbeitskreis mit Migran-
tInnen über MigrantInnen zu disku-
tieren. Ich möchte raus aus der Get-
toisierung der Politik und wünsche
mehr  Eingliederung  der  Thematik
Migration in alle Arbeitskreise. Und
uns, den MigrantInnen, wünsche ich
mir  mehr  Mut  zur  Mitgestaltung
auch in anderen grünen Themenfel-
dern.

In  der  Hoffnung,  dass  sich  etwas
(einiges) bewegt,
mit grünen Grüßen

Mustafa Arslan

Mustafa Arslan ist Sprecher der grü-
nen Fraktion in der Bezirksvertretung
Mitte  und  u.a.  Stellvertretender
Sachkundiger  Einwohner  im  Aus-
schuss für Arbeit, Soziales und Ge-
sundheit
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Nachdem der  letzte
Haushalt  noch weit-
gehend  ohne  Ein-
griffe  der  neuen
Mehrheit  2005  auf-
gestellt  und  verab-
schiedet wurde, galt
es  jetzt  2006 einen
eigenen  Haushalt

der schwarz-grünen Kooperation zu
beschließen.  Um  einen  Missver-
ständnis  gleich  vorweg  vorzubeu-
gen, angesichts eines strukturellen
Defizits  von  über  160  Millionen  �
gibt  es  keinen  grünen,  schwarzen
oder  roten  Haushalt  mehr.  Eine
nachhaltige  Finanzpolitik  erfordert
vielmehr ein vernünftiges Abwägen
bei  der  Konsolidierung  zwischen
den  aktuellen  Erfordernissen  und
den  berechtigten  Ansprüchen  zu-
künftiger Generationen.
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Trotz  des  minimalen  Gestaltungs-
spielraums haben wir Grüne zusam-
men  mit  der  CDU  einige  wichtige
Prioritäten gesetzt. So gibt es wie-
derum keine Kürzungen im Jugend-

bereich und für die Sprachförderung
wurden  1,5  Millionen  � � zusätzlich
bereitgestellt (siehe Kasten). Die Fi-
nanzierung der Frauenhäuser ist ge-
sichert  (+60.000  � ),  1  Millionen  �
gibt es extra für die Sanierung von
Straßen, Rad- und Gehwegen.
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Trotz der angespannten Finanzlage
der Stadt ist es 2006 gelungen, den
Bereich Bildung und Erziehung fi-
nanziell deutlich zu verstärken.

War es im letzten Jahr, beim ersten
städtischen Haushalt nach dem Zu-
standekommen  der  Kooperation
zwischen CDU und GRÜNEN, ledig-
lich  möglich,  massive  Einsparun-
gen  im  Schulbereich  abzuwenden
und einen kleinen Akzent zuguns-
ten  der  Sprachförderung  (100.000
�  zusätzlich)  durch  Umschichtung
im Schuletat zu setzen, so konnten
in  diesem Jahr  sowohl  225.000  �
für den weiteren Ausbau der Ganz-
tagsbetreuung an Schulen als auch
750.000  �  zusätzlich  für  die
Sprachförderung im Primarbereich
eingestellt werden. Außerdem sind
die 100.000 � ,  die letztes Jahr aus
dem Bereich der Gesamtschulen in
die  Sprachförderung  geflossen



sind, wieder in vollem Umfang für
die Gesamtschulen vorhanden. Par-
allel  dazu  wurden  im  Jugendhil-
feetat auch noch gut 500.000 �  zur
Stärkung  der  Sprachförderung  im
Kindergartenbereich veranschlagt.

Möglich  wurde  diese  Stärkung,
weil  durch  gesetzliche  Vorgaben
auf Bundesebene die Finanzierung
der  Gesellschaft  für  Beschäfti-
gungsförderung  (GfB)  durch  die
Stadt im bisherigen  Umfang  nicht
mehr  erforderlich  ist  und  deshalb
1,5 Mio.  �  für die oben genannten
Zwecke eingesetzt werden können.

Ingrid Fitzek, Stellvertretende
Vorsitzende des Schulausschusses

Für Diskussionen haben aber weni-
ger diese Punkte gesorgt,  als viel-
mehr  das  Berger-Gutachten  über
mögliche  Konsolidierungspotenzia-
le,  das  mit  dem Haushalt  beraten
und zum Teil  in  den  Haushalt  be-
reits eingearbeitet wurde.  Mit  dem
Berger-Gutachten  haben  CDU  und
Grüne eine realistische Perspektive
aufgezeigt,  wie  Duisburg aus eige-
ner Kraft  einen guten Teil der Stre-
cke  hin  zu  einem  ausgeglichenen
Haushalt bewältigen kann.

Bisher ist es dagegen eher die Maxi-
me  gewesen,  auf  externe Hilfe  zu
hoffen. Mal war es die bevorstehen-

de Gemeindefinanzreform, mal  der
einsetzen  sollende  Wirtschaftsauf-
schwung und zuletzt der angebliche
Geldsegen  durch  die  Hartz-IV-Re-
form. Soviel zur soliden sozialdemo-
kratischen Finanzpolitik. Auf Godot
warten wir bekanntlich noch immer.
Schwarz-Grün hat mit  dem Berger-
Gutachten einen  mutigen  und not-
wendigen  Schritt  nach vorn  getan,
der  gar  nicht  hoch  genug  einge-
schätzt werden kann angesichts des
Duisburger  Schuldenberges,  den
wir unseren  Kindern und Enkelkin-
dern und ... immer noch anhäufen.
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Wurde  im  Januar  noch  mit  breiter
Mehrheit  im  Rat  beschlossen,  zur
Wiedererlangung  der  finanziellen
Handlungsfähigkeit  der Stadt Duis-
burg  ein  Konsolidierungspaket  mit
einem Gesamtvolumen  von  ca.  50
Millionen �� umsetzen zu wollen, so
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trennte  sich  im  Zuge  der  Beratun-
gen  relativ  schnell  die  Spreu  vom
Weizen. Mit einer beispiellosen Dif-
famierungskampagne,  die sich Ver-
drehungen und wissentlich unwah-
rer  Behauptungen  nicht zu  schade
war, rückte die SPD vom selbst mit-
beschlossenen  Kurs  zügig  ab,  um
das Berger-Gutachten aus populisti-
schen  Gründen  zu  diskreditieren.
Kein einziger Vorschlag war von der
SPD zu hören, an welcher Stelle sie
denn sparen möchte, um den Haus-
halt  in den Griff zu bekommen. Be-
schämend, dass die Bürger-Union in
dieser Stadt mehr politische Verant-
wortung besitzt als die Sozialdemo-
kraten.
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Denn  das  Berger-Gutachten  hat
Konsolidierungspotenziale  aufge-
zeigt,  die  wir  Grüne  ausdrücklich
begrüßen.  Dass  etwa  der  Einkauf
der Stadt effektiver organisiert wer-
den  kann,  dass  Aufgaben  in  inter-
kommunaler  Kooperation  wahrge-
nommen werden sollen, dass Stra-
ßen rück gestuft werden, dass Pfle-
gebedürftige so lang wie möglich in
ihrer  angestammten  Umgebung  in
häuslicher  Pflege  betreut  werden
oder dass arbeitslose Menschen ge-
zielter aktiviert  werden, um in den

ersten  Arbeitsmarkt  zu  kommen,
zeigt,  dass  ein  sparsamerer  Um-
gang mit  Steuergeldern  bei  gleich-
zeitiger Beachtung der sozialen Ver-
antwortung gegenüber  den  Bürge-
rinnen  und  Bürgern  unser  Stadt
möglich ist. Allein diese – hier nicht
alle  erwähnten –  Maßnahmen  ma-
chen ca. zwei Drittel des Gesamtvo-
lumens aus.

Dass  es  dabei  auch  vereinzelt  zu
schmerzhaften Einschnitten kommt,
soll  hier  nicht  verschwiegen  wer-
den. Angesichts der Höhe des struk-
turellen Defizits gibt es aber zu den
vorgeschlagenen  Maßnahmen  kei-
ne  wirkliche  Alternative.  Duisburg
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bleibt eine lebenswerte Stadt und –
wie die erfreuliche Entwicklung bei
den Gewerbesteuereinnahmen zeigt
– auch eine attraktive Stadt, die für
Unternehmen  als  Standort  inter-
essant ist.
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Bei  aller  Vorsicht,  was die  Umset-
zung der vorgeschlagenen Maßnah-
men anbetrifft, – noch befinden wir
uns  mitten  im  Prozess,  sind  Teile
des  Berger-Gutachtens  von  der

Fachverwaltung noch zu prüfen und
das  Ergebnis dieser  Prüfung bleibt
abzuwarten – liegt unserer  Ansicht
nach  das  Konsolidierungspotenzial
noch weit  über  den  vorgegebenen
50  Millionen  � .  Nach  intensiver
Durchsicht  der  Vorschläge  halten
wir Grüne es für möglich, 67 Millio-
nen �� bis zum Jahr 2010 zu konsoli-
dieren. Dem liegt zugrunde, dass in
der  Verwaltungsvorlage zwei  Maß-
nahmen  noch  nicht  beziffert  wur-
den, die Interkommunale Kooperati-
on  und  die  Zusammenlegung  von
IMD und GEBAG. Auch bei vorsichti-
ger  Bewertung  ergibt  sich  durch
diese  sinnvollen  Maßnahmen  eine
beachtliche Summe.

Leider  ist  uns  Grünen  die  CDU  in
diesem  Punkt  nicht  in  dem Maße
gefolgt, wie wir uns das gewünscht
hätten.  Wäre dies jetzt  so auf den
Weg  gebracht  worden,  wäre  der
Konsolidierungsweg bis 2010 geeb-
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net gewesen. Dass man da sicher-
lich an der einen oder anderen Stel-
le  im  Verlauf  des  Umsetzungspro-
zesses  wird  nachsteuern  müssen,
ist  klar.  Aber  die  Gelegenheit,  ein
von der Zeitperspektive her weitrei-
chendes  Konzept  vorzuzeichnen,
wurde nur sehr zurückhaltend wahr-
genommen.  Und  das  heißt,  diese
Diskussionen  werden  uns  weiter
beschäftigen,  denn die finanziellen
Probleme der  Stadt  bleiben  ja  be-
stehen,  wenn  wir  nichts unterneh-
men.
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Einige  wenige  Veränderungen  am
Berger-Papier haben wir jedoch vor-
genommen,  weil  sie  unserer  Mei-
nung  nach  nicht  zielführend  sind:
Kürzungen bei der sozialen und kul-
turellen Infrastruktur nach dem Ra-
senmäherprinzip  sind  kontrapro-
duktiv.  Hier  erwarten wir  konkrete
Vorschläge seitens der Stadtverwal-
tung,  was  sich  Duisburg  leisten
kann  und  soll  und  was  nicht.  An
eine  Anhebung  der  Parkgebühren
ist angesichts der Baustellen in der
Innenstadt nicht vor  2008 zu  den-
ken. Und Geld, das durch die Schlie-
ßung von Stadtteilbibliotheken ein-
gespart wird,  sollte zur Attraktivie-
rung  der  Bezirksbibliotheken  oder
für  Programme  zur  Leseförderung

genutzt werden.

Nach gut einem Jahr Schwarz-Grüner
Zusammenarbeit  hat  sich  auch  fi-
nanzpolitisch  einiges  Beachtliches
bewegt. Für Duisburg hier eine lang-
fristige,  realistische Perspektive auf-
gezeigt  zu  haben,  ist  ein  entschei-
dender Schritt nach vorn, auch wenn
die  Umsetzung  noch  die  entspre-
chenden Mühen bereiten wird.

Ralf Krumpholz

Ralf  Krumpholz  ist  Fraktionsge-
schäftsführer der grünen Ratsfrakti-
on.
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Die Darstellung der möglichen Kür-
zungen  durch  die  Verwaltung  des
Verkehrsverbundes  Rhein-Ruhr
(VRR) gleichen  einem Horrorszena-
rio in vier Akten.

Auf Vorschlag von Bundesfinanzmi-
nister Peer Steinbrück hat die große
Koalition in Berlin eine Kürzung der
Regionalisierungsmittel  um  insge-
samt  3,3  Milliarden  Euro  bis 2010
beschlossen. Auf NRW entfallen da-
von fast 520 Mio. Euro. Mit den Re-
gionalisierungsmitteln  finanzieren
die  Länder  den Schienenpersonen-

nahverkehr (SPNV). Angesichts des
eigenen  desolaten  Haushalts  wird
NRW nicht als Ausfallbürge zur Ver-
fügung stehen. Diese gravierenden
Einschnitte  können  weder  im  lau-
fenden  Betrieb  noch  durch  Fahr-
preiserhöhungen  kompensiert  wer-
den.  Die  Folge  würden  massive
Streckenstillungen sein, von denen
auch Duisburg betroffen wäre.

Der VRR hat einen vierstufigen Plan
erarbeitet,  nachdem die Linien ab-
hängig von ihrer  Auslastung nach-
einander eingestellt werden sollten.
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Schon bei einer Kürzung um 5 Pro-
zent kommt die „Entenfang-Linie“ –
eine der am schwächsten ausgelas-
teten SPNV-Linie – unter die Räder:
Wedau und Bissingheim würden ab-
gehängt und das wäre in Anbetracht
der  Diskussion  um  die  Verlänge-
rung  der  Strecke  über  Ratingen
nach Düsseldorf als Maßnahme zur
Attraktivitätssteigerung  eine  abso-
lute Farce.

Bei einer Kürzung um 10 Prozent ab
2008 kommt der Regionalexpress 11
nach Düsseldorf  dazu und Ruhrort
wird zum Geisterbahnhof, denn die
Strecke  nach  Oberhausen  wird
ebenfalls  gestrichen.  Letztere  wird
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von der Prignitzer Eisenbahn betrie-
ben.

In  der  folgenden  Stufe  soll  um 20
Prozent  gekürzt werden.  Dazu sol-
len  der nördliche Abschnitt  der  S2
von  Duisburg nach Herne und die
Rhein-Niers-Bahn  zwischen  Duis-
burg und Dinslaken eingestellt wer-
den.

In  der letzten  Stufe  des Kürzungs-
szenarios wird Wesel nur noch über
den  Rhein-Express  RE 5  von  Duis-
burg  aus  zu  erreichen  sein,  denn
auch der „Weseler“ RB 35 wird auf
diesem Abschnitt nicht mehr fahren.
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Und  in  dieser  Stufe  trifft  es  dann
den  Duisburger  Westen und Hoch-
feld  besonders hart. Die  Bahnhöfe
Trompet, Rumeln und Rheinhausen-

-Ost werden nicht mehr angefahren.
Die Teilstrecke des „Niederrheiner“
zwischen Moers und Duisburg und
der  Rhein-Niers-Bahn  zwischen
Mönchengladbach  und  Duisburg
fallen  dem Rotstift  zum Opfer.  Le-
diglich  der  Bahnhof  Rheinhausen-
Friemersheim wird noch vom Rhein-
Haard-Express RE 2 angedient.  Die
für  die  Modernisierung  des  Bahn-
hofs  Hochfeld-Süd  aufgewendeten
Steuergelder  sind in den Sand ge-
setzt, die Verknüpfung mit der Stra-
ßenbahnlinie 903 wird überflüssig.

Ob  sich  die  Szenarien  überhaupt
realisieren  lassen,  ist  zudem  äu-
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ßerst fraglich, da einige der betrof-
fenen Strecken von privaten Unter-
nehmen  betrieben  werden.  Und
weitere  Streckenausschreibungen
stehen in den  nächsten Jahren  an.
Bei  Aufgabe  dieser  Linien  drohen
hohe  Schadensersatzforderungen.
Und ob die Einsparungen dann noch
die  gewünschte  Höhe  erreichen
können …?

Trotzdem fordern wir GRÜNEN alle

Verantwortlichen in Bund und Land
auf,  angesichts  dieser  Szenarien
schnell  zu  reagieren.  Wenn  Duis-
burg  nur  noch  schlecht  über  die
Schiene angebunden wäre, würden
alle Bemühungen der letzten Jahre,
unsere  Stadt  als  Wohnraum  auch
für  Berufspendler  in  die  größeren
Nachbarstädte attraktiv zu machen,
konterkariert.
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Claudia Leiße

Claudia  Leiße ist  verkehrspolitische
Sprecherin  der  grünen  Ratsfraktion
und zudem Sprecherin  der  grünen
Fraktion  in  der  Bezirksvertretung
Rheinhausen.
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Der Fraktionsvorstand  immer mon-
tags ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Der Hauptarbeitskreis (HAK) Migra-
tion 14tägig dienstags ab 17.00 Uhr
im Rathaus.

Die Gesamtfraktion, der HAK Sozia-
les (mit  den Themen Arbeit, Sozia-
les,  Gesundheit,  Kultur,  Schule,

Jugend und Sport), der HAK Umwelt
(Umwelt,  Verkehr,  Stadtentwick-
lung,  Wirtschaft,  Entsorgung,  Im-
mobilien)  und  der  HAK  Bezirks-
vertretungen  im  Wechsel  immer
mittwochs ab 17.00 Uhr im Rathaus.

Interessierte  sind  herzlich  einge-
laden!

Genaue  Termine  bitte  in  der
Geschäftsstelle  (Telefon:  0203  –
33 00 39) erfragen.
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B90/Die  Grünen  sind  für  mich  die  einzigste  politische
Alternative, bei der ich noch Chancen für eine basisdemo-
kratisch orientierte Mitgestaltung der (Kommunal-)Politik
sehe, wenn dies auch in der Praxis nicht immer der Fall ist.
Ich bin bei den Grünen, weil ich auch an eine „kunterbun-
te  Gesellschaft“  glaube,  in  der  alle  Menschen  gleich-
berechtigt miteinander leben(-lernen) können, wenn Poli-
tik  hierbei  alle  dafür  notwendigen  Rahmenbedingungen
geschaffen hat.
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Ich  habe  nicht  nur  einen,  sondern  viele  Lieblingsorte.
Insbesondere da, wo die Sonne am Schönsten, das Essen
am Leckersten,  die  Natur  am ursprünglichsten  und die
Menschen am Nettesten sind.
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Da die Familie für mich die oberste Priorität hat, unterneh-
me ich mit  meinem Sohn und meiner  Frau  diverse Akti-
vitäten.  Wenn  noch  Zeit  übrig  bleibt,  meistens  in  der
Nacht, nehme ich mir meine Farben und Pinsel in die Hand
und male  bis  morgens  früh.  Und wenn  ich  genügende
Bilder gemalt habe, stelle ich sie dann aus.
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Mustafa Arslan

Sprecher der
grünen Fraktion 
in der Bezirks-
vertretung Mitte
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• Name: Mustafa
Arslan

• Geboren am
15.03.1966 in
Usak/Türkei

• Aufgewachsen
in der Türkei,
eingereist mit
14 Jahren in die
BRD

• Studium der
Sozialpädago-
gik in Münster

• Seit 1993 lebe
und arbeite ich
in Duisburg
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• Seit 1996 aktiv
in Partei und
Fraktion

• Stv. Mitglied im
Ausschuss für
Arbeit, Soziales
und Gesund-
heit

• Mitglied des
Fraktions-
vorstandes


